
-

" DA. FRANZ LöSCHNAK 
BUNDESMINISTER FüR INNERES 

n -1313 der Beilagen zu de~ .. ~t~.~?f.~::.~h!.~c~~n ~r?~~~~~.~~~ 
des Nationalrates XVll1. G;;:.)\;!~gebungspt:riode 

\.. 

Zahl: 50 115/51.R-II/2/9]. Wien, am 27. März 1991 

An den 

PrAsidenten des Nationalrates 
Dr. Heinz FISCHER 

Parlament 
101.7 Wie n 

..J 

'f'f51AB 
1991 -04- 02 

zu 'I911J 

Die Abgeordneten zum Nationalrat Dr. PILZ, Freunde und Freundinnen 

haben am 19. Feber 1991 unter der Nr. 491/.J an mich eine schriftli­

che parlamentarische Anfrage betreff(md "übergriffe der Polizei und 

. Gendarmerie" ger:ichtet, die folgenden Wortlaut hat: 

"1. Wi.e lautet der Polizeibericht über nachstehend 
mit Datum, Opfer und Ortsangabe bezeichneten Vorfall? 

2. Wurde gegen in diesen Vorfall verwickelte Beamte Straf­
anzeige erstattet? 

3. Falls Strafverfahren gegen in den Vorfall verwickelte 
Beamte ~ta~tfand~n, wie end~ten diese Verfahren In er­
ster, WIe In zweIter Instanz. 

4. Falls es rechtskräftige Verurteilungen von in diese Ver­
fahren verwickelte Beamten ,ab, welche dienstrechtlichen 
Konsequenzen wurden gezogen. 

5. Falls es zu Versetzungen von Beamten kam, in welche Kom­
missariate bzw. Gendarmerieposten erfolgten diese? 

6. Wurden gegen den Beschwerdeführer im Zusammenhang mit der 
Strafanzeige gegen die Polizeibeamten strafrechtliche 
Schritte eingeleitet? 

7. Bejahendenfalls: Nach w~lchen ~estimmung~n des Strafge­
setzbuches wurden strafrechtliche Schritte gegen nen 
Beschwerdeführer eingeleitet? 

R. Wurde.geg~n ~in~n der beschuld~gten ~eam~en ber~its ein­
mal eIn DISZiplInarverfahren eIngeleItet. Wenn Ja, warum 
und wie endete dies? 

Vorfall: .17. fl .1990 
Ort: Wien 22. Beiirk; Duchekgasse 45 (Amtshandlung auf der 

Straße) 
Betrof fenf~r: Herbert. Z i schka" 
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Aufgabe der Sicherheitsexekutive ist es, die Rechtsordnung in den 

Bereichen durchzusetzen, in denen der Gesetzgeber dies im Interesse 

der Allgemeinheit vorgesehen hat. Die Sicherheitsexekutive hat 

daher vor allem das Leben, die Gesundheit und das Eigentum der 

Bürger zu schützen sowie die Freiheit und den Frieden in der Gemein­

schaft zu gewährleisten; die Tatsache, daß ihre Arbeit und damit 

selbstverständlich auch ihre Fehlleistungen im Einzugsbereich beson­

ders sensibler und schützenswerter Güter, wie jener der persHnli~ 

ehen Freiheit und der körperlichen Unversehrtheit, geleistet wird, 

macht es erforderlich, bei Ausbildung und Dienstaufsicht ständig 

bemüht zu sein, damit die Effizienz der Sicherhei.tsbehörden gewahrt 

und doch die Belastung der Betroffenen durch Grundrechlseingriffe 

so gering wie niliglich gehalten werden kann. 

Ich bin dah(~r se i t OlH!rnrthnw <lf,!r Vf)ran (.wor t.ung :i m Innenros sort 

bestreht, VorwUrfe, cU(".! gegen Beamtn erhoben werden, rasch und 

llnvoreingenommsn prüfen zu lassen, damit unwrthre Anschuldigungen so 

schnell wie möglich als solche erkannt und Beamte, die sich Fehllei­

stungen zu Schulden haben kommen lassen, zur Verantwortung gezogen 

werden. Dies hat auch die VolksanwrtlLschaft in ihrem letzten Be­

richt bestätigt, in dem sie ausgeführt hat, daß im Innenressort im 

Falle von Mißhandlungsvorwürfen, elie "obj(-}ktiv erforderlichen si­

cherheitsbehördlichen Erhebungen durchgefÜhrt werden", Es kann 

somilkeine Rede davon sein, daß Angehörige der Sicherheitsexekuti­

ve, die sich einer Mißhandlung schuldig machen, "fast nie mit straf­

oder disziplinarrechtlicher Verfolgung rechnen müssen", Allerdings 

muß ich auch an 1 äß li c:h cl i eser Anfrage darauf hi nwei s~n, daß fUr 

Beamte, gegen die ein Mißhandlungsvorwurf erhoben wird, der in der 

Verfassung (Art 6 Abs 2 EMRK) verankerte Grundsatz der Unschuldsver­

mutung gilt, sodaß bis zum Beweis des Gegenteils von ihrer Schuldlo­

s i.gke j tauszugeheni. s t , 

Das Europäische Komiteo zur Verhinderung der Folter und der un­

menschlichen oder erniedrigenden Behandlung oder Bestrafung hat in 

seinem der österreichischen Bun<lesregierung erstatteten Bericht 

eine Reihe von Maßnahmen empfohlen, Soweit diese kurzfristig ver-
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wirklicht werden können, ist dies bereits geschehen oder steht 

doren Verwirklichung unmittelbar bevor. Die mittelfristig realisier­

baren Maßnahmen werden vor allem im Rahmen der Strafprozeßreform 

umzusetzen sein. Außerdem hat das Komitee besonders betont, daß 

eine professionelle Ausbildung die wichtigste Vorausset.zung fUr die 

Verhinderung von POlizeiübergriffen sei. Da sich diese Einschätzung 

mi t meinor Ob(~rzeugung von der Nolwendigkei t ei ner fundi ürten Aus­

und Weiterbildung aller Mitarbeiter deckt, war ich bestrebt, die 

SchUlung gerade im sensiblen Bereich der Menschenrechte auszubauen. 

Im übrigen wird der permanente Weiterbildungsprozeß aller Ressortan­

gehörigen durch die Einrichtung entsprechender Bildungsstätten und 

Bildungsangebote sichergestellt. Der Sicherheitsverwaltung sollen 

jene persone lien und techn i. sehen Ressourcen zur Verfügung stehen, 

die zur Erfüllung ihres sicherheitspoli.tischen Auftrages im Rahmen 

menschenwürdiger Arbeitsbedingungen erforderlich sind. Diese Bestre­

bungen finden im Budget 1991 entsprechenden Ausdruck. 

Zur Frage einer externen Kontrolle strafrechtlich nicht relevanter 

Beschwerdevorbringen verweise ich darauf, daß die dem Nationalrat 

zugegangene, aber nicht mehr behand~lte Regierungsvorlage eines 

Sicherheitspolizeigesetzes (1316 der Blg. zu den Sten.Prot. des NR 

XVII.GP), eine solche Kontrolle vorsah: Bürger, die sich von einem 

Organ des öffentlicheri Sicherheitsdienstes pflichtwidrig behandelt 

fühlen und mit der von der Dienstbehörde auf Grund einer AUfsichts­

beschwürde getroffenen Feststellung nicht zufrieden sind~ sollten 

die unabhängigen Verwaltungssenate anrufen körinen. An dieser Vor­

stellung einer externen Beschwerdekontrolle werde ich festhalten. 

Noch in der XVII.GP wurde eine Änderung des § ]02 Abs. ] BDG 1979 

(BGBl.Nr. 447/1.990) dahingehend vorgenommen, daß die Diszi.p1i.nar­

strafe der Entlassung von der Disziplinaroberkommission mit Stimmen­

mehrheit verhängt werden kann. Der weisungsgebundene Disziplinaran­

walt ist somit in Fällen, in denen eine gebotene Entlassung von der 

Disziplinarkommission nicht ausgesprochen wurde, in der Lage, eine 

Entscheidung der Berufungsbehörde herbeizufUhren. 
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Insgesamt ist somit ein ausgewogenes Paket an Maßnahmen verwirk­

licht worden, das einerseits der Sicherheitsexekutive die Erfüllung 

ihrer Aufgaben ermöglicht und andererseits den Bürger vor ungerecht­

fertigter Polizeigewalt Schutz gewßhrt. 

Im einzelnen führe i~h zur vorliegenden Anfrage aus: 

Zu Frage 1: 

Am 17. August J990 um 03.27 Uhr wurden Beamte der Sicherheitswache-

abteilung Wien-Donaustadt nach Wien 22, Duchekgasse 54 zu einem 

Mann beordert, der angeblich Fahrzeuge beschädige. 

Der AUfforderer, Wilhelm SCHUSTER, gab gegenüber den Beamten an, 

daß er den ihm persönl ich bekanntEm Herbert ZISCHKA dabei beobach-

tet habe, wie er sein - also SCHUSTERs - Fahrzeug, einen Mercedes 

2RO durch Schlagen und Treten beschädigt hätle. 

Bei einer Streifung in der unmittelbaren Nähe des Tatortes wurde 

Herr ZISCHKA unter seinem vor dem Haus Duchekgasse 45 abgestellten 

PKW schlafend vorgefunden; er war lediglich mit einer Hose beklei-

det. 

Nachdem die Beamten ihn geweckt hatlen, legitimierte sich Herr 

ZISCHKA mit einem Dienstallsweis des Finanzamtes für Wien, Nieder-
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österreich und Burgenland, berief sich sofort auf seine Tätigkeit 

als Zollwachebeamter und warf dem Anzeiger geistige Abnormität vor. 

Da Herr SCHUSTER gegenüber den Beamten angegeben hatte, daß er den 

Tatverdächtigen schon öfters mit einem Gewehr gesehen hätte, wurde 

Herr ZIf>CHKA auf diesen Umstand angesprochen. Herr ZIf>CHKA forderte 

die Beamten selbst dazu auf, in seinem Wohnwagen, in den er sich 

zwischenzeitlich begeben hatte, Nachschau nach einer Waffe zu hal­

ten. 

Von den Beamten wurde zwar kein Gewehr vorgefunden, jedoch zeigte 

ihnen Herr ZISCHKA einen Spaten, welchen er nach eigenen Angaben 

dazu benötige, um sich gegen etwaige Einbrecher zu schUtzen. Da 

dieser Spaten in keinerlei Zusammenhang mit der erfolgten Sachbe­

schädigung stand, wurde er auch nicht sichergestellt. 

Am 30. August 1990 langte beim ßezirkspolizeikommissariat Wien­

Donaustadt eine Verletzungsanzeige des Herrn ZISCHKA, ausgestellt 

vom Allgemeinen Krankenhaus der Stadt Wien ~in. Die Behandlung im 

AKH fand ambulant am 24. August 1990 um 12.06 statt, als Unfallzeit­

punkt wurde von Herrn ZISCHKA der 1.6. August 1990 gegen 23.00 (Ihr 

angegeben. 
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Am 1.5. Oktob~r 1.990 ri~f H~rr ZISCHKA in m~in~m Minist~rium an und 

gab bekannt, daß er am 16. August 1990 von acht Mann der Einsatz-· 

gruppe "Cobra" mißhandelt word~n s~i. Daraufhin wurden seitens der 

Bund~spolizeidir~ktion Wien neuerlich umfangreiche Erhebungen einge­

leitet. 

Diese haben ergeben, daß bei allen in Frage stehendenPolizeidienst­

stellen der genannten Polizeidirektion es am 16. August 1990 keinen 

Einsatz zum Ort des angeblichen Vorfalles in Wien 22, Duchekgasse 

45 gegeben hat. Lediglich der oben angeführte Einsatz vom ]7. Au­

gust 1.990, 03.27 Uhr, ist registriert. 

Bei der EinsRtzg~uppe Cobra handelt es sich um das Gendarmerieein­

satzkommando des Landesgendarmeriekommandos für Niederösterreich, 

das in Schönau/Triesting stationiert ist. Seitens dieser Sonderein­

heit hat es überhaupt keinen Einsatz wegen eines Hnrbert ZISCHKA in 

Wien 22, Duchekgasse gegeben~ 

Zu Frage 2: 

Gegen die Beamten wurden aufgrund der erhobenen VorwUrfe des Herrn 

ZISCHKA vom Sicherheitsbüro der Bundespolizeidirektion Wien Ermitt­

lungen geführt und diese am 17. Jänner 1991 der Staatsanwaltschaft 

WiHn wegen 6§ R3 Abs. 1, 313 StGB zur Anzeige gebracht. 
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Zu Frage 3: 

Die gp.gen diA BeamtAn erstattetp. Strafanzeige ist bei der Staatsan­

waltschaft Wien anhängig. Sie wurda mit Datum 5. März 1991 dam 

Bp.zirksanwalt beim Bezirksgericht Wien-Donaustadt abgp.trelen. Ein 

garichtlichas Strafvarfahren wurde bis jatzt noch nicht eingelei­

tet. 

Zu Frage 4: 

Obwohl bis dato noch keine strafgerichtlichen Verurteilungen erfolg­

tan, hat dia Bundaspolizaidiraktion Wian am 2R. JAnnar 1991 Diszi­

plinaranzp.ige an die Oisziplinarkommission erstattp.t. 

Zu Frage 5: 

Es kam im Zusammenhang mi t dp.m gegenstAndl ichen Vorfall zu keiner 

Varsatzung von Beamten. 

Zu Frage 6: 

Aufgrund dp.r Angaben des Bp.schwp.rdeftihrp.rs wegen angeblicher Miß­

handlung wurdan gagan diesan bis jetzt keine strafrechtlichen 

Schritte eingeleitet. Jedoch wurde das pOlizeilicheVorerhebungsver­

fahrp.n gegen Herrn ZISCHKA wegen des Verdachtes der Sachbeschädi­

gung vom Bezirkspolizeikommissariat Wian-Donaustadt gefUhrt. Herr 

ZISCHKA wurdp. am 6.12 . .1990 dmll BezirJ{sanwal t. beim Bp.zirksgp.richt 
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Wi~n-Donaustadt w~g~n § ]25 8tGB zur Anzeige g~bracht. Das gegen­

ständlich~ V~rfahren ist noch nicht abg~schloss~n. 

Zu Frag~ 7: 

Im Hinblick auf die Beantwortung der Frage 6 entfallen weitere 

Atlsführung~n. 

Zu Frage 8: 

Gegen keinen der b~id9n angeführten Beamten ist bis jetzt ein Diszi­

plinarverfahren g~fUhrt worden. 
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